
gefunden werden, um  die von diesen Betrieben aus­
gehenden Störungen fü r  die P lanw irtschaft nach Mög­
lichkeit einzudämmen. ..............

Die Betriebe halbsozialistischen C harak ters stellen eine 
neue Produktionsform , eine typische Ü bergangsform  
dar. Der Begriff „halb“-sozialistischer C harak ter tr ifft 
n icht nur fü r  solche Betriebe zu, an denen sich der 
S taa t zu fünfzig P rozent beteiligt, sondern auch fü r 
solche Betriebe, die einen höheren oder niedrigeren 
P rozen tsa tz  s taatlicher Beteiligung aufweisen. Die 
sozialökonomische Stellung dieser Betriebe kann  n u r im 
Zusam m enhang m it der führenden Rolle des sozialisti­
schen E igentum s und dem C harak ter der S taatsm acht 
verstanden w erden...............

Die volksw irtschaftliche Bedeutung is t das entschei­
dende K riterium ................ Wo schon genügend K apazi­
tä ten  im  sozialistischen Sektor existieren, w ird eine 
staatliche Beteiligung nu r bedingt in  F ra g e  kom m en

Ein n icht im wesentlicher G esichtspunkt is t die Person 
des U nternehm ers selbst. Wo es sich um  qualifizierte 
Spezialisten handelt, Ingenieure m it großen E rfah ru n ­
gen auf ihrem  Fachgebiet, w ird dieser U m stand n a tü r­
lich fü r  eine Beteiligung sprechen. Ebenso spricht fü r 
eine Beteiligung ein g roßer A ußenhandelsanteil in  der 
P roduktion eines Betriebes bzw. die Möglichkeit, die 
Produktion fü r  den A uslandsm arkt zu vergrößern. 
Betriebe m it ausländischem  Vermögen kom m en fü r 
eine staatliche Beteiligung n icht in B etracht.

Quelle: „Einheit —  Zeitschrift fü r  Theorie und P rax is 
des w issenschaftlichen Sozialism us“, 1956, N r. 6,
S. 530—537.
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A us: „Im  Interesse der privaten  W irtschaft“ 
von Heinz Behrendt,

E rs te r  S tellvertreter des P räsidenten  der Industrie- 
und H andelskam m er der DDR

In  der D eutschen D em okratischen Republik sind bereits 
feste G rundlagen fü r  den Sozialismus geschaffen. Es 
g ib t weder innere noch äußere K räfte, die das ändern 
können.
F ü r die Angehörigen des gewerblichen M ittelstandes 
und fü r  die privaten  U nternehm er in der Deutschen 
D em okratischen Republik w ird die R ichtigkeit dieser 
Feststellung  im m er offensichtlicher. E s w ird ständig 
einfacher und klarer, die Vorzüge einer sozialistischen 
Entw icklung und ihre N otw endigkeit fü r  sich selbst, 
ihre Angehörigen und ihre Betriebe zu erkennen.
Ih re  Kollegen, die bereits un te r den Bedingungen einer 
staatlichen  Beteiligung arbeiten  oder einen Kommis­
sionsvertrag  abgeschlossen haben, zeigen am  Beispiel, 
daß sie viel besser in  der Lage sind, sich an der Lösung 
w ichtiger volksw irtschaftlicher A ufgaben zu beteiligen 
und auch an der V erbesserung des Lebensstandards 
unserer Bevölkerung m itzuw irken. Diesem Teil der 
U nternehm er und Gewerbetreibenden ist bereits k la r­
geworden, daß ihnen durch die Überwindung der rück­
ständigen Produktionsverhältnisse eine sichere Zukunft 
gew ährleistet wird, in der sie ohne F u rch t vor Mono­
polen und K risen produzieren oder im In teresse der 
gesam ten Bevölkerung tä tig  sein können. ..........

Quelle: „Die p rivate W irtschaft“, 1958, H eft2  (F eb ruar).

Anwendung von Zwangsmitteln
W enn aber alle W erbungs- und überzeugungsversuche  
erfolglos bleiben, so g re ift die SED -Regierung zum  alt­
bewährten M ittel des Zwanges. Dabei kom m en vor allem  
zw ei M ethoden zur A nw endung:

Die staatlichen Organe schaffen einen finanziellen Be­
darf im  privaten U nternehm en und bieten danach eine 
kapitalm äßige Beteiligung an, oder sie drosseln die Roh­
sto ffzu führung  so s tark , daß die E xistenz des Unter­
nehm ens ernstha ft gefährdet ist. A us der Sorge um  E r­
haltung des Betriebes heraus greifen dann die U nter­
nehm er zu  dem  A usw eg der staatlichen Beteiligung, um  
Z eit zu  gewinnen, um  den Betrieb noch eine gewisse 
Z eit zu  halten. Das Ineinander greifen der staatlichen  
Organe m it ihren unterschiedlichen M aßnahmen fü h r t 
im  allgemeinen zum  Erfolg.
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Deutsche N otenbank M agdeburg 
B ezirksdirektion

V ertraulich 1

A n die
Industrie- und H andelskam m er 
Bezirksdirektion M agdeburg 
M agdeburg 
A lter M arkt

F a ..........................
R ubr. F irm a beleihen w ir schon seit einiger Zeit infolge
n ich t ausreichender E igenm ittel ......................  D arüber
hinaus h a t die F irm a dauernd, insbesondere in ihrer 
Abt. Fahrzeugbau, hohe Überbestände, die ihre flüssigen 
M ittel binden. Dadurch arbe ite t sie zusätzlich s ta rk  m it 
überfälligen Verbindlichkeiten. Durch eine inzwischen 
durchgeführte S teuerprüfung sind außerdem  S teuer­
nachzahlungen entstanden, so daß die L iquidität der 
F irm a  w eiter zurückgeht.
W ir geben Ihnen vertrau lich  davon K enntnis, weil w ir 
der Meinung sind, daß die F irm a fü r eine S taa tsbe tei­
ligung reif ist. Es is t dabei zu bedenken, daß sie in­
folge ih rer geringen A kkum ulation schon seit ge­
raum er Zeit keine Investitionen bzw. nur geringfügig 
durchgeführt h a t und u. E. solche notwendig sind, 
wenn die F irm a w eiter fü r  den E xport tä tig  sein und 
ihre Produktion und Q ualität noch verbessert werden 
soll.
D er G eschäftsführer der F irm a w urde von uns unm iß­
verständlich darauf angesprochen, daß w ir bis zum 
31. 3. eine K lärung von ihm hinsichtlich der Abt. F a h r­
zeugbau verlangen m üssen................... W ir geben Ihnen
von dem V organg vertraulich  Kenntnis, dam it Sie sich 
ebenfalls m it der F irm a aussprechen können und ihr 
die N otw endigkeit der B eantragung von S taatsbetei­
ligung darstellen.

Deutsche N otenbank M agdeburg 
Bezirksdirektion

*
Das Koordinieren von M aßnahmen der Staatsbanken  
und der Abgabenverw altung läß t den Schluß zu, daß 
beide Institu tionen  ihre T ä tig ke it m iteinander ab­
stim m en. E in privater U nternehm er g ib t hierüber eine 
treffende Darstellung :

M agdeburg, 
den 11.1.1958
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